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Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 
 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 89 „Achter den Höfen“ in  

Gangelt - Kreuzrath 

     

 

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 den Bebauungsplan Nr. 89 

„Achter den Höfen“ als Satzung beschlossen.  

 

Durch den Bebauungsplan wird die planungsrechtliche Voraussetzung für die 

Neustrukturierung eines landwirtschaftlichen Betriebes im Bereich des Ortes Gangelt - 

Kreuzrath geregelt.  Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Teilfläche des Grundstückes 

Gemarkung Gangelt, Flur 21, Flurstücke 1.  

 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 89 „Achter den Höfen“ ergibt sich 

aus der nachfolgenden Karte. 

 

 
 

Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 233 Abs. 1 i.V. m. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches 

(BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden Fassung.  

Der Bebauungsplan einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung liegen ab 

sofort im Rathaus der Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 52538 Gangelt, Zimmer 201/202, 

während der allgemeinen Dienststunden, und zwar  

 

montags bis freitags von  8 15 - 12 30 Uhr 

dienstags von 14 00     - 16 00 Uhr 

donnerstags von 14 00  - 17 30 Uhr 
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zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Außerdem können die aufgeführten Unterlagen auf den 

Seiten des Planungs- und Beteiligungsservers der Gemeinde Gangelt unter dem Link 

http://www.o-sp.de/gangelt/liste?rechtskraft eingesehen werden.  

 

Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen 

Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zugänglich.  

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 89 in Kraft.  

 

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Hinsichtlich des Bebauungsplanes Nr. 89 wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 

2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden 

Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 

Entschädigungsansprüche hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW 

(BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden 

Fassung  

 

Erklärung 

 

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 89 „Achter den Höfen“ wird hiermit 

öffentlich bekannt gemacht.  

 

Hinweise  

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  vom 

14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der zurzeit geltenden Fassung, kann eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 

Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung 

nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

http://www.o-sp.de/gangelt/liste?rechtskraft
http://www.uvp.nrw.de/
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Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 

Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 

(GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  

 

Der Wortlaut der Bekanntmachung zum Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 89 

„Achter den Höfen“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 17.12.2024 überein. Es wurde nach 

den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. 

 

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.  

 

Gangelt, 06.01.2025  

  

Willems 

Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 09.01.2025 vollzogen. 

http://www.gangelt.de/
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Hinweisbekanntmachung auf die 

 

Veröffentlichung der Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der 

Gemeinde Gangelt und dem Kreis Heinsberg zur gemeinsamen Entgeltabrechnung 

 

Die Bezirksregierung Köln hat die Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

zwischen der Gemeinde Gangelt und dem Kreis Heinsberg zur gemeinsamen 

Entgeltabrechnung gemäß  

§ 24 Abs. 5 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) im Amtsblatt für 

den Regierungsbezirk Köln (Ausgabe Nr. 1 vom 06.01.2025) öffentlich bekannt gemacht. Die 

Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung wird am 01.01.2026 wirksam. 

 

Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW hingewiesen. 

 

Gangelt, 6. Januar 2025 

Gemeinde Gangelt 

Der Bürgermeister 

In Vertretung: 

gez. Dahlmanns 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 09.01.2025 vollzogen. 

http://www.gangelt.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Gemeinde Gangelt 

 
 
1. Haushaltssatzung 2025 
 
Haushaltssatzung der Gemeinde Gangelt für das Haushaltsjahr 2025 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) in der 
zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde Gangelt mit Beschluss vom 17. 
Dezember 2024 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendige 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit  
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf       33.536.200 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 37.816.800 EUR 
   
im Finanzplan mit  
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf 
31.807.300 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 

34.692.500 EUR 

   
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 

auf 
6.076.300 EUR 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit 

     9.969.000 EUR 

   
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf  
 

0 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf  
 

39.500 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 2.603.000 EUR 
festgesetzt. 
 

 
§ 4 

 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen 
Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf 4.280.600 EUR festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 4.000.000 EUR festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Für das Haushaltsjahr 2025 gelten folgende, durch gesonderte Satzung festgesetzte, 
Steuersätze für die Gemeindesteuern:  
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf        377 v.H. 
1.2 für die Grundstücke 

(Grundsteuer B) auf        571 v.H. 
2. Gewerbesteuer auf        416 v.H. 
 
 

§ 7 
 
Die Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts entfällt. 
 
 

§ 8 
 
Teilplanübergreifend werden sämtliche Aufwands- und Auszahlungsarten der Kontengruppen 
50/70 (Personalaufwendungen/-auszahlungen) und 51/71 (Versorgungsaufwendungen/-
auszahlungen) sowie sämtliche Aufwands- und Auszahlungsarten der Kontengruppen 52/72 
(Aufwendungen/Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen), 53/73 
(Transferaufwendungen/-auszahlungen), 54/74 (sonstige ordentliche 
Aufwendungen/Auszahlungen), 55/75 (Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen/-
auszahlungen) und 57 (Bilanzielle Abschreibungen) zu jeweils einem Budget verbunden. 
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Mehrerträge und Mehreinzahlungen der Kontengruppen 40/60 (Steuern und ähnliche 
Abgaben), 41/61 (Zuwendungen und allgemeine Umlagen), 42/62 (Sonstige Finanzerträge/-
einzahlungen), 44/64 (Privatrechtliche Leistungsentgelte, Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen), 45/65 (Sonstige ordentliche Erträge/Einzahlungen) erhöhen die 
Ermächtigungen für Aufwendungen bzw. Auszahlungen. 
 
Als geringfügig im Sinne des § 81 Absatz 3 GO NRW gelten Investitionen und Instandsetzungen 
an Bauten bis zu einem Betrag von 5 v.H. der Gesamtauszahlungen des investiven 
Finanzplanes des laufenden Haushaltsjahres. 
    
 

§ 9 
 
Es gilt der vom Gemeinderat am heutigen Tage beschlossene Stellenplan. Im Stellenplan 
ausgewiesene Stellen von Beamtinnen und Beamten können vorübergehend mit 
vergleichbaren tariflich Beschäftigten und Stellen von tariflich Beschäftigten mit 
vergleichbaren Beamtinnen und Beamten besetzt werden. Eine entsprechende Anpassung 
des Stellenplans erfolgt im Folgejahr.  
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 GO 
NRW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Heinsberg mit Schreiben vom 
18. Dezember 2024 angezeigt worden. Die Frist nach § 80 Absatz 5 GO NRW ist mit Verfügung 
vom 2. Januar 2025 abgekürzt worden.  
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wird gem. § 80 Absatz 6 GO NRW bis zum Ende der 
Auslegung des Jahresabschlusses 2024 zur Einsichtnahme im Rathaus, Zimmer 206, während 
der Dienststunden, 
 
vormittags: 
montags bis freitags von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr, 
 
nachmittags: 
dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und 
donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 
 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. Sie ist im Internet unter www.gangelt.de verfügbar.  
 
Gleichzeitig wird gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen die vorstehende 
Haushaltssatzung nach Ablauf von sechs Monaten nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
 
Gangelt, den 3. Januar 2025  
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
gez. Dahlmanns 
 

 

 

 

 
Hinweis: Die öffentliche Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der Gemeinde Gangelt, www.gangelt.de, am 09.01.2025 vollzogen. 

http://www.gangelt.de/
http://www.gangelt.de/


Bekanntmachung 

der Gemeindebehörde 

über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 

 
für die Wahl zum deutschen Bundestag 

am 23. Februar 2025 

 
1.  

Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Gemeinde Gangelt – die Wahlbezirke der 

Gemeinde Gangelt, 1 – 10, wird in der Zeit vom 03. Februar 2025 bis 07. Februar 2025 

während der allgemeinen Öffnungszeiten, Burgstr. 10, 52538 Gangelt, Zimmer 104 o. 108, 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die 

Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen 

Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtiger die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 

von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er 

Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit des Wählerverzeichnisses 

ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 

Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des 

Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten 

Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. Wählen kann 

nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.  

 

2. 

Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. 

Tag bis zum 16. Tag vor der Wahl, spätestens am 07. Februar bis 12:30 Uhr, bei der 

Gemeindebehörde Gangelt, Burgstr. 10, 52538 Gangelt, Zimmer 104 o. 108, Einspruch 

einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt 

werden. 

 

3.  

Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

02. Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss im 

Zweifel Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen  will, 

dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Hier empfiehlt sich jedoch eine vorherige 

Nachfrage beim Wahlamt. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 

bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 

Wahlbenachrichtigung. 
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4. 

Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 89 Heinsberg durch 

Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder durch 

Briefwahl teilnehmen. 

 

5.  

Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter. 

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragfrist auf 

Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der 

Bundestagswahlordnung (bis zum 02. Februar 2025) oder die Einspruchsfrist 

gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 

zum 07. Februar 2025) versäumt hat. 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der 

Antragsfrist nach § 18. Abs. 1 der Bundeswahlordnung oder der 

Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die 

Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der 

Gemeindebehörde gelangt ist.  

 

Wahlscheine können von in das Wählverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum  

21. Februar, 15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch 

beantragt werden. 

Im Falle einer plötzlichen Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 

nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 

15.00 Uhr, gestellt werden.  

Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zu-

gegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 

werden.  

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 

Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 

bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen.  

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 

nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtiger mit Behinderung kann sich der 

Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.  

 

6.  

 

Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises 

- einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag 

- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, 

versehenen roten Wahlbriefumschlag und 

 



- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, 

wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen 

Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 

Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme schriftlich 

zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. Ein 

Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der Abgabe 

seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person 

bedienen. Die Hilfsperson muss das 16.Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf 

technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und 

geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter 

missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensentscheidung oder 

Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt 

der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, 

die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein 

so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 

Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht.  

 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 

Versendungsform von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der 

auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 

                                                                                           Gangelt, den 29.01.2025 

                                                                                           Gemeinde Gangelt  

                                                                                           Der Bürgermeister 

       gez. Guido Willems 



Wahlbekanntmachung 

 

1.   

Am 23. Februar 2025 findet die  

 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 

statt. 

Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr 

 

2.  

Die Gemeinde ist in folgende Wahlbezirke eingeteilt: 

 

1 Gangelt 1:   ehemalige Realschule, Kritzraedtstraße 

2 Gangelt 2:   ehemalige Realschule, Kritzraedtstraße 

 3 Stahe, Niederbusch,Hohenbusch: Vereinsheim, neben Rodebachstraße 44 

 4 Langbroich, Harzelt:  Feuerwehrgerätehaus, Schulsteg 

 5 Schierwaldenrath:   alte Schule, Palz 

 6 Breberen:    Grundschule Breberen, Heidweg 

 7 Hastenrath, Kievelberg:  Feuerwehrgerätehaus, Schulstraße 

 8 Kreuzrath:    Dorfgemeinschaftshaus, Hauptstraße 

 9 Birgden 1:     Grundschule Birgden, Paulssträßchen 

 10 Birgden 2:    Grundschule Birgden, Paulssträßchen 

     

Die Gemeinde ist in 10 Wahlbezirke eingeteilt. 

     

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 13.01.2025 bis 

02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in 

dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des 

Briefwahlergebnisses um 15.00 Uhr im Rathaus der Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 

zusammen. 

 

3.   

Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 

Wählerverzeichnis er eingetragen ist. 

Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personalausweis oder Reisepass zur 

Wahl mitzubringen. Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes 

einen Stimmzettel ausgehändigt. Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.  

 

Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen der Bewerber der 

zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
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außerdem des Kennworts und unten rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen 

Kreis für die Kennzeichnung, 

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeichnung der Parteien, 

sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der 

ersten fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 

Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 

Der Wähler gibt seine Erststimme in der Weise ab dass er auf dem linken Teil des 

Stimmzettels (Schwarzdruck) durch ein in einem Kreisgesetztes Kreuz oder auf andere Weise 

eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll und seine Zweitstimme in der 

Weise, dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen Kreis 

gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 

gelten soll. 

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem 

besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine 

Stimmabgabe nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt 

werden. 

 

4.  

Die Wahlhandlung, sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgte Ermittlung und 

Feststellung des Wahlergebnisses im Walbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt,  

soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 

5.  

Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl, in dem der Wahlschein 

ausgestellt ist, 

     a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 

     b) durch Briefwahl teilnehmen. 

 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde einen amtlichen 

Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 

Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im 

verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig 

der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am 

Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle 

abgegeben werden. 

 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Eine 

Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist 

unzulässig (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes). 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an der 

Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person 

bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 

Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. 

Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die  



selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt ode 

verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht (§ 14 Absatz 5 des 

Bundeswahlgesetztes). 

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 

Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung 

des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten 

eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 

 

                                                                                                         Gangelt, den 29.01.2025 

                                                                                                         Gemeinde Gangelt 

                                                                                                         Der Bürgermeister 

         gez. G. Willems 

 

 



Bekanntmachung 
 
 

zur Beantragung von Briefwahlunterlagen für die 
Bundestagswahl am 23. Februar 2025  
 
 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass das Wahlamt der 
Gemeinde Gangelt am Freitag, den 21.02.2025, bis 15.00 Uhr 
geöffnet ist.  
 
Bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung können am 
Wahltag, bis 15.00 Uhr, Briefwahlunterlagen beim Wahlamt der 
Gemeinde Gangelt beantragt werden.   
 
(Bitte klingeln!)  
 
 
Gangelt, den 29.01.2025 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
gez. Görtz 
 

2025-01-06



Bekanntmachung 
 
 

über den Zusammentritt der Briefwahlvorstände für die 
Bundestagswahl am 23. Februar 2025  
 
 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass die Briefwahlvorstände I 
und II bei der Gemeinde Gangelt am Sonntag, den 23. Februar 
2025 um 15.00 Uhr im Rathaus der Gemeinde Gangelt, kleiner 
Sitzungssaal sowie in der Kantine Keller, zusammentreten. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass jedermann Zutritt zu den 
Räumen der Briefwahlvorstände hat. 
 
Ferner weise ich noch einmal darauf hin, dass die Wahlbriefe 
für die Bundestagswahl spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr 
beim Briefwahlvorstand bei der Gemeinde Gangelt eingehen 
müssen. 
 
 
Gangelt, den 29.01.2025 
Gemeinde Gangelt 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag: 
gez. Görtz 
 

2025-01-07


